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1. Anlass und Ziele der Planung 

Die Gemeinde möchte in ihrem Gemeindegebiet die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaik-

Anlagen ermöglichen. In dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 6 wird ein Sonstiges 

Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Photovoltaik festgesetzt. Im Parallelverfahren wird 

die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) aufgestellt. In der 3. Änderung des 

Flächennutzungsplanes wird für die Fläche des geplanten PV-Parks eine Sonderbaufläche 

Photovoltaik dargestellt. 

 

Sowohl auf Bundesebene als auch auf Landesebene wird das energiepolitische Ziel verfolgt, 

dass in den nächsten Jahren in einem raschen Tempo und in einem beträchtlichen Umfang 

die Erzeugung von erneuerbaren Energien ausgebaut werden soll. Während im Bundesland 

Schleswig-Holstein der Ausbau der Windenergie über die Raumordnungspläne - Landes-

entwicklungsplan und Regionalpläne - gesteuert wird, indem in diesen Plänen Vorranggebiete 

für die Windenergie verbindlich festgelegt werden, liegt es in der Planungshoheit der 

Gemeinden, mittels Bauleitplanung die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in 

ihrem Gemeindegebiet zu steuern.  

 

Die Gemeinde Schlesen möchte einen Beitrag zur Energiewende leisten. Die Gemeinde 

vertritt den Standpunkt, dass die Energiewende nur dann gelingen kann, wenn alle 

Gemeinden bereit sind, jeweils in ihrem Gemeindegebiet einen bedeutenden Beitrag zur 

Produktion von erneuerbaren Energien zu leisten.  

 

Die Planung sieht vor, nordöstlich der Ortslage die Errichtung eines ca. 35 ha großen 

Solarparks zu ermöglichen. 

 

Mit der Planung wird das folgende städtebauliche Ziel verfolgt: 

 

• Förderung der Erzeugung von erneuerbaren Energien durch die Festsetzung von Flächen 

für die Aufstellung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen. 

 

2. Aufstellungsbeschluss und rechtliche Grundlagen 

Die Gemeinde fasste am 28.03.2022 den Aufstellungsbeschluss für den vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan Nr. 6. 

 

Die Aufstellung der 3. Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt nach dem Baugesetzbuch 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394), i.V.m. der 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 

(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 

I Nr. 176), der Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.12.1990, zuletzt geändert durch 

Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I. S. 1802), dem Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 

48 des Gesetzes vom 23.10.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323), dem Landesnaturschutzgesetz 

Schleswig-Holstein (LNatSchG) in der Fassung vom 24.02.2010 GVOBl. S. 301), zuletzt 

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30.09.2024, und der aktuellen Fassung der 

Landesbauordnung vom 05.07.2024 (GVOBI. 2024, 504). 
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3. Stand des Verfahrens 

Am 04.10.2021 wurde die erste Planungsanzeige gemäß § 11 LaplaG gestellt. Aufgrund der 

eingegangenen Stellungnahmen wurde daraufhin das gemeindliche Standortkonzept 

erarbeitet. 

 

Am 14.04.2023 wurde die zweite Planungsanzeige gemäß § 11 LaplaG gestellt. 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB wurde am 24.01.2024 in 

Form einer Einwohnerversammlung durchgeführt. 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange nach 

§ 4 Abs. 1 BauGB wurde vom 09.02.2024 bis 15.03.2024 durchgeführt. 

 

Der nächste Verfahrensschritt: 

 

• Beratung und Beschlussfassung über den Entwurfs- und Veröffentlichungsbeschluss. 

 

4. Lage im Raum, derzeitige Nutzung und Flächengröße 

Die Gemeinde Schlesen liegt im Kreis Plön. Das Gemeindegebiet liegt etwa 7 km östlich der 

Landeshauptstadt Kiel am Ostufer des Dobersdorfer Sees. Durch das Gemeindegebiet 

verläuft die Landesstraße L 211, die als Verkehrsverbindung zwischen Preetz und Schönberg 

dient. Die Gemeinde hat ca. 570 Einwohner (Stand 31.12.2024). 

 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 6 liegt nordöstlich der 

Ortslage Schlesen. Die Flächen des Geltungsbereichs werden landwirtschaftlich genutzt. Die 

Größe des Geltungsbereichs beträgt ca. 35 ha. 

 

5. Rechtliche Rahmenbedingungen und übergeordnete planerische 

Vorgaben 

Die Gemeinden haben gem. § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 

es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die Bauleitpläne, d.h. der 

Flächennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan und der Bebauungsplan als verbindlicher 

Bauleitplan, sind die Steuerungsinstrumente der Gemeinde für die städtebauliche Entwicklung 

in ihrem Gemeindegebiet. Die Bauleitpläne sind nach § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der 

Raumordnung anzupassen. 

 

Folgende planerischen Vorgaben sind bei der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplanes Nr. 6 zu berücksichtigen: 

 

5.1 Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2021  

Die seit Dezember 2021 wirksame Fortschreibung des Landesentwicklungsplans (LEP) 

formuliert die Leitlinien der räumlichen Entwicklung in Schleswig-Holstein und setzt mit den 

Zielen und Grundsätzen der Raumordnung den Rahmen, an dem sich die Gemeinden zu 

orientieren haben. Der Landesentwicklungsplan soll sowohl die Entwicklung des Landes in 

seiner Gesamtheit fördern als auch die kommunale Planungsverantwortung stärken.  

 

 



Gemeinsame Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 6 und zum Vorhaben- und Erschließungsplan 

   

 

 

  6 

Der Landesentwicklungsplan enthält für die Gemeinde Schlesen die folgenden Aussagen: 

 

 - Die Gemeinde liegt im ländlichen Raum. 

 - Das gesamte Gemeindegebiet liegt innerhalb eines großräumigen 'Entwicklungsraums 

für Tourismus und Erholung', der sich von Lütjenburg bis nach Schönkirchen erstreckt. 

 

 

 
Abbildung 1: Ausschnitt für die Gemeinde Schlesen aus dem Landesentwicklungsplanes 2021 

 

Im Landesentwicklungsplan werden zudem Aussagen zur Energiewende, zum Klimaschutz 

und zum Ausbau der erneuerbaren Energien getroffen. Danach soll bis spätestens zur Mitte 

des Jahrhunderts, d.h. in ca. 25 Jahren, der Ausstieg aus der Nutzung von fossilen Energie-

trägern vollzogen sein. Diese Zielsetzung erfordert den massiven Ausbau der erneuerbaren 

Energien. Zu den erneuerbaren Energien zählen Wind, Solar, Biomasse, Wasserkraft und 

Geothermie. Planungen und Maßnahmen der Energiewende, insbesondere die Errichtung von 

Anlagen für die Erzeugung von erneuerbaren Energien, liegen im öffentlichen Interesse und 

sollen der Versorgungssicherheit dienen (vgl. LEP, Kap. 4.5 Energieversorgung, S. 225ff). 

 

Für die Energieversorgung (Kap. 4.5, S. 225ff) lassen sich die Grundsätze (G) bezüglich der 

Energieerzeugung durch Photovoltaikanlagen wie folgt zusammenfassen: 

 

• Mit der Energiewende sollen die Klimaschutzziele erreicht, Versorgungssicherheit und 

Wirtschaftlichkeit der Energieversorgung gewährleistet werden (1 G, Satz 1). 

• Für die Entwicklung und Wettbewerbsfähigkeit der schleswig-holsteinischen Wirtschaft 

und die Versorgung der Bevölkerung im Gesamtraum soll eine sichere, unabhängige, 

effiziente, bedarfsgerechte und umweltverträgliche sowie wirtschaftliche Energie-

versorgung sichergestellt werden (1 G, Satz 7). 

• Planungen und Maßnahmen der Energiewende, insbesondere die Errichtung von 

Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien, liegen im öffentlichen Interesse und 

sollen dem Klimaschutz und der Versorgungssicherheit dienen (3 G, Satz 1). 
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Für die Solarenergie (Kap. 4.5.2, S. 239ff) bestehen die folgenden Ziele (Z) und Grundsätze 

(G): 

 

• Die Potentiale der Solarenergie sollen in Schleswig-Holstein an und auf Gebäuden (…) 

und auf Freiflächen genutzt werden (1 G). 

• Die Entwicklung von raumbedeutsamen Solar-Freiflächenanlagen (Photovoltaik- und 

Solarthermie) soll möglichst freiraumschonend sowie raum- und landschaftsverträglich 

erfolgen (2 G, Satz 1). 

• Um eine Zersiedelung der Landschaft zu vermeiden, sollen derartige raumbedeutsame 

Anlagen vorrangig ausgerichtet werden auf: 

- bereits versiegelte Flächen, 

- Konversionsflächen aus gewerblich-industrieller, verkehrlicher, wohnungsbaulicher  

  oder militärischer Nutzung sowie Deponien, 

- Flächen entlang von Bundesautobahnen, Bundesstraßen und Schienenwegen mit  

  überregionaler Bedeutung oder 

- vorbelastete Flächen oder Gebiete, die aufgrund vorhandener Infrastrukturen ein  

  eingeschränktes Freiraumpotential aufweisen (2 G, Satz 2). 

• Die Inanspruchnahme von bisher unbelasteten Landschaftsteilen soll vermieden 

werden (3 G, Satz 1). 

• Bei der Entwicklung von Solar-Freiflächenanlagen sollen längere bandartige 

Strukturen vermieden werden. Einzelne und benachbarte Anlagen sollen eine Gesamt-

länge von 1.000 m nicht überschreiten. Sofern diese Gesamtlänge überschritten wird, 

sollen jeweils ausreichend große Landschaftsfenster zu weiteren Anlagen freigehalten 

werden. Räumliche Überlastungen durch zu große Agglomerationen von Solar-

Freiflächenanlagen sollen vermieden werden (3 G, Sätze 2 bis 5). 

• Raumbedeutsame Solar-Freiflächenanlagen (raumbedeutsam = Freiflächenanlage 

größer als 4 ha) dürfen nicht 

- in Vorranggebieten für den Naturschutz und Vorbehaltsgebieten für Natur und  

  Landschaft, 

- in Regionalen Grünzügen und Grünzäsuren sowie 

- in Schwerpunkträumen für Tourismus und Erholung und in Kernbereichen für  

  Tourismus und/oder Erholung (Dies gilt nicht für vorbelastete Flächen oder Gebiete,  

  die aufgrund vorhandener Infrastrukturen, insbesondere Autobahnen, Bahntrassen  

  und Gewerbegebieten, ein eingeschränktes Freiraumpotential aufweisen.) 

• Ergänzung: 

Die am 17.12.2021 in Kraft getretene Fortschreibung des LEP 2021 konnte aber § 2 

EEG (im Juli/2022 in Kraft getreten) und § 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB (am 01.01.2023 in 

Kraft getreten) nicht berücksichtigen. Nach Art. 31 GG bricht Bundesrecht Landesrecht. 

Im Rahmen einer verfassungskonformen Auslegung ist es daher geboten, 4.5.2 (3) Z 

LEP 2021 aufgrund der mangelnden Letztabgewogenheit im Hinblick auf den Vorrang 

der erneuerbaren Energien bis zu einer Änderung des LEP lediglich als Grundsatz 

anzuwenden. Damit wird der Bauaufsichtsbehörde die Möglichkeit eröffnet, im Rahmen 

einer Schutzgüterabwägung der Regelung von § 2 EEG das ihr bundesrechtlich 

eingeräumte Gewicht zuzumessen. Dies gilt nur für privilegierte Flächen nach § 35 

BauGB. 

• Planungen zu Solar-Freiflächenanlagen sollen möglichst gemeindegrenzenüber-

greifend abgestimmt werden, um räumliche Überlastungen durch zu große Agglome-

rationen von Solar-Freiflächenanlagen zu vermeiden (4 G). 
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• Für größere raumbedeutsame Solar-Freiflächenanlagen ab einer Größe von 20 ha soll 

in der Regel ein Raumordnungsverfahren (ROV) durchgeführt werden. Dies gilt auch 

für Erweiterungen von vorhandenen Anlagen in diese Größenordnung hinein und bei 

Planungen, die mit weiteren Anlagen in räumlichem Zusammenhang stehen und 

gemeinsam diese Größenordnung erreichen (5 G). 

• Ergänzung: 

Die Landesregierung hat am 13.09.2022 bezogen auf diesen Grundsatz des LEP 

beschlossen, auf Raumordnungsverfahren für Freiflächen-Solaranlagen bei einer 

Einzelplanung oder bei Agglomerationsplanungen von Gemeinden zu verzichten. Die 

Landesplanungsbehörde hat gleichwohl die Möglichkeit, in besonderen Einzelfällen 

mit absehbaren sehr großen Raumnutzungskonflikten trotzdem ein Raumordnungs-

verfahren durchzuführen. Die Entscheidung darüber erfolgt zum Zeitpunkt der 

Planungsanzeige nach § 11 Abs. 1 LaPlaG. 

 

Bewertung 

 

Der Landesentwicklungsplan benennt zum einen die Ziele und Grundsätze für die zukünftige 

Energieversorgung in Schleswig-Holstein in ihrer Gesamtheit (vgl. Kap. 4.5) und zum anderen 

die Ziele und Grundsätze für den Ausbau der Solarenergie (vgl. Kap. 4.5.2). 

 

Bei der Ausweisung von Freiflächen für die Errichtung von Photovoltaikanlagen sollen vor-

rangig vorbelastete Flächen herangezogen werden: 

 

• versiegelte Flächen 

• Konversionsflächen 

• Flächen entlang von Autobahnen, Bundesstraßen und Schienenwegen 

• sonstige vorbelastete Flächen 

 

Wenn vorbelastete Flächen nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen, dürfen 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen in der freien Landschaft errichtet werden. Hierbei ist der 

raumordnerische Grundsatz zu beachten, dass die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaik-

anlagen zum einen möglichst freiraumschonend und zum anderen raum- und landschafts-

verträglich erfolgen soll. Durch diesen Grundsatz wird die Nutzung der unbelasteten 

Landschaft zwar auf der einen Seite ermöglicht, auf der anderen Seite wird aber heraus-

gestellt, dass eine Zersiedelung der Landschaft nach Möglichkeit vermieden werden soll. 

Dieses Regelwerk hat zur Folge, dass die Landesplanungsbehörde jedes Vorhaben einzeln 

bewerten und über dessen Zulässigkeit entscheiden muss.  

 

Die Energiewende, die in Deutschland sowohl auf Bundesebene als auch auf Landesebene 

vorangetrieben wird, erfordert den massiven und zügigen Ausbau der erneuerbaren Energien, 

womit vorrangig die Energiegewinnung durch Wind und Sonne gemeint ist. Während das Land 

Schleswig-Holstein durch die Aufstellung der Regionalpläne die Ausweisung von Vorrang-

gebieten für die Windenergie steuerte, wodurch die landesweite Flächenkapazität für die 

Windenergienutzung festgelegt wurde, haben die Gemeinden bei der Sonnenenergienutzung 

durch Freiflächen-Photovoltaikanlagen das Recht, durch die Aufstellung von Bauleitplänen 

deren Errichtung in ihrem Gemeindegebiet zu ermöglichen.  

 

Das Gelingen der Energiewende wird maßgeblich davon abhängen, ob zum einen die 

Gemeinden (über Bauleitplanungen) und zum anderen die Flächeneigentümer (von 

geeigneten Freiflächen, entweder entlang der Autobahnen oder in der freien Landschaft) 
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sowie die Eigentümer von Gebäuden (bei PV-Anlagen auf Dächern) bereit sind, die Voraus-

setzungen zu schaffen, damit Photovoltaikanlagen errichtet werden können.  

 

Durch die Änderung von § 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB ist es seit dem 01.01.2023 zulässig, dass 

entlang von Autobahnen beidseitig jeweils in einem 200 m breiten Korridor Photovoltaik-

anlagen ohne Bauleitplanung genehmigt werden können. Flächeneigentümer und Vorhaben-

träger können direkt über einen Bauantrag eine Genehmigung erwirken. 

 

Mit der Änderung des BauGBs zum 03.07.2023 sind auch Agri-PV-Anlagen im Sinne des § 48 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a, b oder c des EEGs bis zu einer Größe von 2,5 ha 

als privilegiertes Vorhaben im Außenbereich zulässig, wenn sie in einem räumlich-

funktionalen Zusammenhang mit Betrieben der Land- und Forstwirtschaft oder Betrieben der 

gartenbaulichen Erzeugung stehen. 

 

Die Gemeinden können einen wichtigen Beitrag zum Gelingen der Energiewende leisten. Je 

mehr Gemeinden bereit sind, in ihrem Gemeindegebiet die Errichtung von Freiflächen-

Photovoltaikanlagen zu ermöglichen, desto geringer fällt die Belastung der Landschaft aus, 

da sich die Solarparks über das gesamte Bundesland verteilen werden und damit in den 

einzelnen Gemeinden nur ein geringer prozentualer Flächenanteil in Bezug auf die jeweilige 

Gesamtfläche von den Solarparks in Anspruch genommen wird.  

 

Gemäß Landesentwicklungsplan darf jede Gemeinde einen Beitrag zur Energiewende leisten. 

Es gibt viele Gemeinden, die in ihrem Gemeindegebiet die Errichtung von Freiflächen- 

Photovoltaikanlagen ermöglichen wollen. Wenn eine Gemeinde in ihrem Gemeindegebiet 

nicht über Flächen verfügt, die vorbelastet sind und von daher gemäß Landesentwicklungs-

plan vorrangig zu nutzen wären, hat sie das Recht, unbelastete Landschaftsflächen für die 

Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen auszuweisen. In dem Erlass 'Grundsätze zur 

Planung von großflächigen Solar-Freiflächenanlagen im Außenbereich' wird den Gemeinden 

aufgezeigt, wie sie methodisch vorzugehen haben, um fachlich geeignete Standorte in ihrem 

Gemeindegebiet ausfindig zu machen. Die fachlich geeigneten Standorte dürfen für die 

Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen genutzt werden.  

 

5.2 Regionalplan für den Planungsraum III (2000) 

Der derzeit wirksame Regionalplan leitet sich aus dem Landesraumordnungsplan (LROP) aus 

dem Jahr 1998 ab. Der Landesraumordnungsplan wurde im Jahr 2010 durch den 

Landesentwicklungsplan (LEP) abgelöst (s.o.). Eine Fortentwicklung des Regionalplanes 

steht noch aus, so dass weiterhin der Regionalplan aus dem Jahr 2000 als Planungsvorgabe 

zu beachten ist. In den Aussagen, in denen der Regionalplan vom Landesentwicklungsplan 

(2021) abweicht, gelten die Aussagen des Landesentwicklungsplanes. 

 

Im Regionalplan bestehen für die Gemeinde bzw. für das Plangebiet folgende Aussagen: 

 

• Die Gemeinde liegt an der Grenze des Ordnungsraums Kiel und damit außerhalb 

desselben.  

• Die Gemeinde liegt im ländlichen Raum und in einem 'Gebiet mit besonderer 

Bedeutung für Tourismus und Erholung'. 
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Abbildung 2: Ausschnitt für die Gemeinde Schlesen aus dem Regionalplan 2000 für den Planungsraum III 

 

Der Regionalplan ist stark veraltet. Im Textteil finden sich keine Aussagen zum Thema 

Solarenergie. Die Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes (2021) enthält die gültigen 

Ziele und Grundsätze der Raumordnung in Bezug auf die Solarenergie. Der Regionalplan wird 

zur Zeit neu aufgestellt. Das Aufstellungsverfahren wird voraussichtlich einige Jahre dauern. 

Es ist fraglich, ob der neue Regionalplan vor Abschluss des Planverfahrens zur Aufstellung 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 6 wirksam werden wird. 
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Abbildung 3: Ausschnitt für die Gemeinde Schlesen aus dem Entwurf 2023 für die Neuaufstellung des 

Regionalplans für den Planungsraum II 

 

5.3 Erlass 'Grundsätze zur Planung von großflächigen Solar-Freiflächenanlagen im 

Außenbereich' (Solarerlass) 

Die Landesregierung verfolgt das Ziel, dass im Bundesland die Stromerzeugung durch 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen ausgebaut wird. Hierbei kommt den Gemeinden eine 

besondere Bedeutung zu, da sie durch Bauleitplanungen die Errichtung von Freiflächen-

Photovoltaikanlagen in ihrem Gemeindegebiet ermöglichen können.  

 

Der Erlass stellt eine Handreichung dar, die bei der Prüfung der Eignung von möglichen 

Standorten zu beachten ist. In dem Erlass ist zudem festgelegt, wie die naturschutzrechtlichen 

Eingriffe in die Schutzgüter zu ermitteln, zu bewerten und fachgerecht auszugleichen sind. 

 

Der Solarerlass ist am 02.10.2024 in Kraft getreten. Er löst den vorangegangenen Solarerlass, 

der seit dem 07.02.2022 galt, ab. 

 

5.4 Flächennutzungsplan (1981) 

In dem Flächennutzungsplan der Gemeinde, der im Jahr 1981 wirksam geworden ist, ist das 

Plangebiet als 'Fläche für die Landwirtschaft' dargestellt. Weiterhin ist die Ortsumgehung der 

Landesstraße L 211 dargestellt. Mit der ersten Änderung des Flächennutzungsplanes, die 

2011 wirksam geworden ist, wurde zum einen die geplante Ortsumgehung gestrichen und 

zum anderen ein von Westen nach Osten verlaufender Wanderweg ergänzt. 
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Abbildung 4: Ausschnitt aus der 1. Änderung des Flächennutzungsplans (2001) der Gemeinde Schlesen 

Bewertung 

Die Errichtung von Photovoltaikanlagen auf einer Fläche für die Landwirtschaft ist 

planungsrechtlich nicht zulässig. Bei Photovoltaikanlagen handelt es sich um bauliche 

Anlagen.  

 

Gemäß der Begründung zur 1. Änderung des Flächennutzungsplans soll die Fläche M1 „eine 

Verbindung zum Feldgehölz Schulwald“ darstellen. Die Fläche war als Ökokonto für künftige 

Baumaßnahmen vorgesehen. Die Maßnahme wurde in den vergangenen 24 Jahren nicht 

umgesetzt. Die Fläche kann daher überplant werden. 

 



Gemeinsame Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 6 und zum Vorhaben- und Erschließungsplan 

   

 

 

  13 

Die Gemeinde stellt im Parallelverfahren die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes auf. Für 

das Plangebiet wird eine Sonderbaufläche 'Photovoltaik' dargestellt. Aus dieser Sonderbau-

fläche kann ein Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 'Photovoltaik' entwickelt 

werden. 

 

6. Begründung der Standortwahl 

6.1 Potentialflächenanalyse 

Der Erlass 'Grundsätze zur Planung von großflächigen Solar-Freiflächenanlagen im Außen-

bereich' (Solarerlass) gibt die Vorgehensweise vor, wie die Flächen zu ermitteln sind, die für 

die Errichtung für Freiflächen-Photovoltaikanlagen geeignet sind. In einem ersten Schritt sind 

für das Gemeindegebiet Potentialflächen zu ermitteln.  

 

Die Potentialflächen werden nach dem Ausschlussprinzip ermittelt, d.h., dass zunächst die 

Flächen ermittelt werden, die nicht für die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen 

geeignet sind. Der Solarerlass gibt vor, welche Flächen aus fachrechtlicher Sicht eine 

Ausschlusswirkung (Ausschlusskriterien) haben. Zu den Flächen, die Ausschlusskriterien 

unterliegen, zählen zum Beispiel Flächen, die in einem Naturschutzgebiet oder in einem 

Natura-2000-Gebiet (FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete) liegen, oder Flächen, die von 

gesetzlich geschützten Biotopen oder Wald eingenommen werden.  

 

Während Flächen, die eine Ausschlusswirkung haben, nicht für die Errichtung von Freiflächen-

Photovoltaikanlagen geeignet sind, gibt es Flächen, die nicht ohne weiteres für die Errichtung 

von Freiflächen-Photovoltaikanlagen genutzt werden können, sondern für die ein besonderes 

Abwägungs- und Prüferfordernis besteht. Gemäß dem Solarerlass können auf diesen Flächen 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen zulässig sein, wenn die Prüfung bzw. die Abwägung zu dem 

Ergebnis führt, dass der öffentliche Belang 'Ausbaus der erneuerbaren Energien' stärker zu 

gewichten ist als die im Solarerlass aufgeführten Belange, die aufgrund ihrer besonderen 

Gewichtung immer einem einzelfallbezogenen Abwägungs- und Prüferfordernis (Kriterien der 

Einzelfallprüfung) unterliegen. Es muss demnach geprüft werden, ob sich im konkreten Fall 

der Belang 'Ausbau der regenerativen Energien' in der Abwägung gegen die jeweils entgegen-

stehenden Belange durchsetzen kann. Die Gemeinde hat diese Abwägung vorzunehmen. Da 

das Abwägungsergebnis ergebnisoffen ist und somit am Anfang nicht absehbar ist, ob sich 

der Belang 'Ausbau der erneuerbaren Energien' durchsetzen wird, sind die Flächen, für die 

ein Abwägungs- und Prüferfordernis besteht, als 'bedingt geeignet' zu bewerten.  

 

Gemäß dem Ausschlussprinzip stehen die Flächen, für die weder Ausschluss- noch Einzel-

fallkriterien bestehen, aus fachlicher Sicht uneingeschränkt für die Errichtung von Freiflächen-

Photovoltaikanlagen zur Verfügung. Diese Flächen sind als 'geeignet' zu bewerten. Sie 

werden in der graphischen Darstellung der Potentialflächenanalyse in der Regel als weiße 

Flächen (sog. Weißflächen) angezeigt.  

 

Von den geeigneten Flächen sind diejenigen bevorzugt zu nutzen, die eine Vorbelastung 

aufweisen. Für die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen werden in einem großen 

Umfang Flächen benötigt, wobei hierfür in erster Linie landwirtschaftliche Flächen in Frage 

kommen. Da die Ressource 'Fläche' endlich ist und da es für Flächen unterschiedliche 

Nutzungsoptionen gibt, die in Konkurrenz zueinander stehen (z.B. Anbau von Nahrungs-

pflanzen, Futterpflanzen oder Energiepflanzen), ist es ratsam im Sinne eines sparsamen 

Umgangs mit den vorhandenen Flächen, wenn vorbelastete Flächen genutzt werden. Gemäß 
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dem Solarerlass sollte vorrangig für die folgenden Flächen geprüft werden, ob sie für die 

Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen genutzt werden können: 

 

• bereits versiegelte Flächen, 

• Konversionsflächen aus gewerblich-industrieller, verkehrlicher, wohnungsbaulicher 

oder militärischer Nutzung sowie Deponien, 

• Flächen entlang von Bundesautobahnen und Bundesstraßen sowie entlang von 

Schienenwegen mit überregionaler Bedeutung, 

• vorbelastete Flächen oder Gebiete, die aufgrund vorhandener Infrastrukturen ein 

eingeschränktes Freiraumpotential aufweisen. 

 

Große versiegelte Flächen oder Konversionsflächen, die im Außenbereich liegen und für die 

Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage zur Verfügung stehen, sind selten. 

Gemeinden, in denen es derartige Flächen gibt, bilden die Ausnahme. 

 

Bundesautobahnen, Bundesstraßen und Schienenwege, die über zwei Hauptgleise verfügen 

und eine überregionale Bedeutung haben, stellen in Schleswig-Holstein die wichtigsten 

Verkehrsadern dar. Während entlang der Bundesautobahnen (z.B. an der A7) bereits in einem 

beträchtlichen Umfang Freiflächen-Photovoltaikanlagen errichtet wurden, ist dies entlang der 

überregionalen Schienenwege in einem deutlich geringeren Umfang der Fall. Entlang der 

Bundesstraßen sind hingegen bisher kaum Freiflächen-Photovoltaikanlagen errichtet worden.  

 

Ferner gibt es Flächen, die aufgrund vorhandener oder geplanter Infrastrukturen ein einge-

schränktes Freiraumpotential aufweisen und deshalb als 'vorbelastet' bewertet werden. Zu 

den Infrastrukturen, die das Freiraumpotential einschränken, zählen zum Beispiel Hoch-

spannungsfreileitungen oder Windparks. 

 

Die Potentialflächenanalyse, die für das Gemeindegebiet der Gemeinde Schlesen durch-

geführt wurde, führte zu den folgenden Ergebnissen: 

 

Im Gemeindegebiet gibt es weder Konversionsflächen noch Flächen, die durch Autobahnen, 

Schienenwege, Bundesstraßen, Windparks oder Hochspannungsfreileitungen vorbelastet 

sind. 

 

Gemäß der Potenzialflächenanalyse, welche dem Standortkonzept zu Grunde liegt, verfügt 

die Gemeinde Schlesen über zwei Weißflächen, die mit 2.A (21 ha) und 2.B (20 ha) benannt 

wurden. Darüber hinaus gibt es Flächen, bei denen deren Lage in einem Gebiet, das die 

Voraussetzungen zur Unterschutzstellung als Landschaftsschutzgebiet erfüllt, als Kriterium 

der Einzelfallprüfung zu berücksichtigen ist. Diese Flächen schließen zum Teil direkt an die 

Weißflächen an.  

 

Es ist anzumerken, dass es sich bei den Gebieten, die die Voraussetzungen zur Unter-

schutzstellung als Landschaftsschutzgebiet erfüllen, nicht um ein formelles Kriterium der 

Einzelfallprüfung handelt, da dies weder im Landesentwicklungsplan noch im Solarerlass als 

Kriterium für die Standortwahl genannt wird. Es ist aber gängige Praxis, diese Gebiete bei 

Standortanalysen für Freiflächen-Photovoltaikanlagen mit zu kartieren. Solange ein solches 

Gebiet aber nicht durch eine entsprechende Verordnung des Kreises als Landschafts-

schutzgebiet ausgewiesen wurde, muss die Gemeinde keine Einzelfallprüfung durchführen. 

Die Gemeinde hat damit die Möglichkeit, die Fläche zu überplanen. 
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6.2 Standortkonzept der Gemeinde Schlesen 

Das gemeindliche PV-Standortkonzept (siehe Anhang) sieht vor, bis zu 70 ha für die 

Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen zur Verfügung zu stellen. Dies entspricht      

ca. 8,75% des Gemeindegebiets. Weiterhin hat die Gemeinde beschlossen, einen Mindest-

abstand von 100 m zur Wohnbebauung festzulegen, der bei den Planungen verbindlich zu 

beachten ist. 

 

Es gibt bereits drei Anfragen von Projektentwicklern für die Errichtung von Freiflächen-Photo-

voltaikanlagen im Gemeindegebiet. Die betroffenen Flächen sind mit 2.1, 2.2 und 2.3 benannt. 

Die Fläche 2.1 unterliegt den Einzelfallkriterien 'Moor- und Anmoorböden', 'Bedeutsames 

Nahrungsgebiet für Gänse und Schwäne' sowie 'Gebiet, das die Voraussetzungen für die 

Unterschutzstellung als LSG erfüllt'. Aufgrund dieser Mehrfachbetroffenheit durch Einzel-

fallkriterien wird Fläche 2.1 nicht weiterverfolgt. Die Flächen 2.2 und 2.3 umfassen größtenteils 

die Weißflächen 2.A und 2.B sowie angrenzende Flächen. Für beide Flächen soll Bauleit-

planung betrieben werden. 

 

Da die beiden Weißflächen 2.A und 2.B zusammen nur 41 ha umfassen, hat die Gemeinde 

entschieden, dass weitere geeignete Flächen arrondiert werden, um die angestrebten 70 ha 

zu erreichen. Hierbei handelt es sich um Flächen, die Einzelfallkriterien unterliegen. Allerdings 

ist zu berücksichtigen, dass das Kriterium Gebiet, das die Voraussetzungen zur Unterschutz-

stellung als LSG erfüllt, einer Einzelfallprüfung zu unterziehen ist, die darin besteht, dass 

seitens der unteren Naturschutzbehörde zu erklären ist, ob sie konkret die Ausweisung eines 

weiteren Landschaftsschutzgebietes plant. Sollte dies nicht der Fall sein, wäre die betroffene 

Fläche der gemeindlichen Abwägung zugänglich, so dass die Gemeinde diese Fläche mit 

einem Bebauungsplan überplanen könnte, um die Errichtung eines Solarparks baurechtlich 

zu ermöglichen. 

 

 

Abbildung 5: Ausschnitt aus der Potenzialflächenanalyse für Freiflächenphotovoltaikanlagen für das  
                     Amt Selent/Schlesen (2023) 
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Fazit 

Das Standortkonzept leitet sich aus der Potentialflächenanalyse ab. Es sollen zum einen 

Flächen für die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen genutzt werden, die als 

Weißflächen festgestellt wurden. Zum anderen sollen Flächen überplant werden, die als 

'Gebiet, das die Voraussetzungen zur Unterschutzstellung als LSG erfüllt' dargestellt sind. 

Diese Kategorie stellt für die gemeindliche Planung keine Einschränkung dar. Es keine Einzel-

fallprüfung erforderlich.  

 

Gemäß Landesentwicklungsplan sollen für die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaik-

anlagen vorrangig vorbelastete Landschaftsbereiche genutzt werden (vgl. LEP, Kap. 4.5.2 

Solarenergie, 2 G). Für die Gemeinde Schlesen ist festzustellen, dass es im Gemeindegebiet 

keine vorbelasteten Landschaftsbereiche gibt. Damit kann sich die Standortwahl nur auf 

unbelastete Landschaftsbereiche beziehen. Da die Gemeinde einen Beitrag zum Ausbau der 

erneuer-baren Energien in ihrem Gemeindegebiet leisten möchte, bleibt der Gemeinde nur 

die Möglichkeit, auf bisher unbelastete Landschaftsbereiche zurückzugreifen. Der Landes-

entwicklungsplan eröffnet diese Möglichkeit.  

 

Deutschland hat sich das energiepolitische Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2045 den Energiebedarf 

größtenteils mit erneuerbaren Energien zu decken. Um das Ziel zu erreichen, sind umfang-

reiche Investitionen erforderlich. Diese Investitionen werden größtenteils von der privaten 

Wirtschaft getragen, indem Betreiberfirmen Wind- und Solarparks errichten, durch die der 

benötigte Strom produziert wird. Eine Gemeinde kann durch die Aufstellung eines Standort-

konzeptes und die Bereitschaft, Bebauungspläne aufzustellen, die Errichtung von Freiflächen-

Photovoltaikanlagen in ihrem Gemeindegebiet ermöglichen.  

 

Die Gemeinde Schlesen hat in dem Standortkonzept die Flächen festgelegt, auf denen sie die 

Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen ermöglichen möchte. Für diese Flächen gibt 

es Anfragen von Vorhabenträgern. Es werden für die beiden Vorhaben die vorhaben-

bezogenen Bebauungspläne Nr. 5 und 6 aufgestellt. Durch die beiden Vorhaben sollen 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen mit einem Flächenumfang von insgesamt ca. 70 ha (Brutto-

fläche) entstehen. Dies entspricht der gemeindlichen Zielsetzung für den Ausbau der 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen im Gemeindegebiet. 

 

6.3 Standortwahl für den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-

planes Nr. 6 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 6 umfasst zum einen die 

gesamte Weißfläche 2.A der Standortanalyse und zum anderen im geringen Umfang einige 

angrenzende Flächen. Der Geltungsbereich wird begrenzt durch die Landesstraße L 211 im 

Westen, einen kleinen Waldbestand im Norden, die Gemeindegrenze im Osten und die 

Kreisstraße K 28 im Süden. Südwestlich des Geltungsbereichs befindet sich die Ortslage 

Schlesen. 

 

Es sollen insgesamt ca. 26 ha des ca. 35 ha großen Geltungsbereiches für die Errichtung von 

PV-Modulen genutzt werden. Das Plangebiet ist bereits weitgehend durch Knicks und 

Feldhecken eingegrünt. Die Knicks sollen vollständig erhalten werden. In den Randbereichen 

des Solarparks sollen die bestehenden Gehölzstrukturen durch die Anlage von Feldhecken 

ergänzt werden, so dass der Solarpark vollständig eingegrünt ist. 
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Zusammen mit dem Geltungsbereich des B-Planes Nr. 5, welcher eine Fläche von ca. 32 ha 

umfasst, wird die im Standortkonzept beschlossene Obergrenze von 70 ha im Gemeinde-

gebiet nahezu ausgeschöpft (ca. 32 ha plus ca. 35 ha = ca. 67 ha). Hierbei ist zu 

berücksichtigen, dass die nutzbare PV-Fläche mit ca. 47 ha deutlich geringer ausfallen wird 

(ca. 21 ha plus ca. 26 ha = ca. 47 ha). Die Nettofläche von 47 ha entspricht ca. 6,0 % der 

Fläche des Gemeindegebietes.  

 

7. Inhalte der Planung - Festsetzungen 

7.1 Zulässigkeit von Vorhaben 

Es wird ein vorhabenbezogener Bebauungsplan aufgestellt. Der Vorhabenträger verpflichtet 

sich dazu, das im Vorhaben- und Erschließungsplan dargelegte Vorhaben umzusetzen. Die 

Gemeinde und der Vorhabenträger werden für dieses Vorhaben einen Durchführungsvertrag 

abschließen.  

 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Vorhaben- und Erschließungsplanes sind im Rahmen 

der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der 

Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. 

 

7.2 Art der baulichen Nutzung 

Innerhalb des festgesetzten Sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung 'Photo-

voltaikanlagen' (SOPV) sind Vorhaben zulässig, die der Stromerzeugung durch Photovoltaik-

anlagen dienen sowie dazu notwendige Nebenanlagen (z.B. Wechselrichter, Trafostationen, 

Kabelleitungen, Übergabestationen, Zuwegungen, Löschwasserkissen, Einfriedungen), 

Stromspeicher, Batteriespeicher und Umspannwerke. 

 

Die Flächen des Sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung 'Photovoltaikanlagen' 

sind mit Ausnahme der versiegelten Grundflächen der baulichen Anlagen und der befestigten 

Erschließungswege durch Selbstaussaat zu Extensivgrünland zu entwickeln. Die extensive 

Bewirtschaftung erfolgt entweder durch Mahd oder durch eine Beweidung mit Schafen. 

 

Bei Mahd: 

Die Flächen sind jährlich mindestens einmal oder maximal zweimal zu mähen. Darüber hinaus 

dürfen die Module freigeschnitten werden, wenn der Bewuchs die Unterkante der Module 

überragt. Das Mahdgut ist vollständig abzutransportieren. Eine Mulchmahd ist nicht zulässig. 

 

Bei Beweidung: 

Der Tierbesatz darf maximal eine Großvieheinheit (GV) pro Hektar betragen. Eine Großvieh-

einheit entspricht zehn Schafen. 

 

Eine Düngung der Flächen ist nicht zulässig. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht 

zulässig. 

 

Das Befahren der Flächen während der Bauphase und zur Bewirtschaftung der Photovoltaik-

anlage ist zulässig. Die Verlegung von für den Betrieb der Photovoltaikanlagen erforderlichen 

Leitungen ist zulässig. 

 

Vor Beginn der Baumaßnahmen zur Errichtung der Photovoltaikanlagen sowie nach 

vollständigem Rückbau der Photovoltaikanlagen ist die ordnungsgemäße landwirtschaftliche 
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Nutzung der Flächen des Sonstigen Sondergebiets mit der Zweckbestimmung 'Photovoltaik-

anlagen' (SOPV) zulässig. 

 

Begründung: 

 

Es wird das städtebauliche Ziel verfolgt, die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage 

(Solarpark) zu ermöglichen. Die Größe des Solarparks soll ca. 27,3 ha (= Nettofläche, d.h. 

ohne naturschutzfachliche Maßnahmenflächen) betragen. Gemäß § 11 BauNVO sind 

'Sonstige Sondergebiete' für solche Nutzungen festzusetzen, die sich wesentlich von den 

Nutzungen unterscheiden, die in den Baugebieten nach den §§ 2 bis 10 BauNVO zulässig 

sind. 

 

Durch die festgesetzte Zweckbestimmung 'Photovoltaik' wird bestimmt, dass im Plangebiet 

ausschließlich die Errichtung eines Solarparks einschließlich der dazugehörigen Neben-

anlagen zulässig ist.  

 

Die darüber hinausgehende Festsetzung der extensiven Bewirtschaftung nicht-versiegelter 

Flächenanteile des Sondergebietes dient dazu, den ökologischen Wert der Flächen im Zuge 

der Planungen weitestgehend zu erhalten. Dadurch, dass die Acker- und Grünlandflächen 

zukünftig als Solarpark genutzt werden, geht der landwirtschaftliche Nutzen der Flächen 

verloren, da die Flächen nicht mehr für den Anbau von Nahrungs- und Futtermitteln zur 

Verfügung stehen. Die extensive Grünlandnutzung sorgt jedoch dafür, dass die Boden-

funktionen erhalten werden. Neben dem positiven Nutzen, der durch die Erzeugung regene-

rativer Energie durch den Betrieb der Freiflächen-Photovoltaikanlage entsteht, stellt die 

extensive Bewirtschaftung eine ideale Nutzungsergänzung dar.  

 

Die Nutzung als Solarpark wird über einen Pachtvertrag, der zwischen dem Flächen-

eigentümer und dem Vorhabenträger abgeschlossen wird, geregelt. Die Laufzeit des Pacht-

vertrages darf gemäß den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches maximal 30 Jahre 

betragen. Erst nach Ablauf des Pachtvertrages wird sich zeigen, ob ein neuer Pachtvertrag 

abgeschlossen wird. Sollte kein neuer Pachtvertrag abgeschlossen werden, sollen die 

Flächen wieder landwirtschaftlich nutzbar sein. Dies schließt eine ackerbauliche Nutzung ein. 

 

7.3 Maß der baulichen Nutzung 

7.3.1 Grundflächenzahl 

Für alle Bauflächen wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 als Höchstmaß festgesetzt. 

 

Begründung: 

 

Über die Grundflächenzahl wird die bauliche Dichte innerhalb des Solarparks gesteuert. Es 

wird das Ziel verfolgt, eine möglichst hohe Energiegewinnung zu erreichen. Die Grundflächen-

zahl umfasst die Grundflächen aller baulichen Anlagen einschließlich der Flächen, die durch 

die PV-Module überdeckt werden. Eine GRZ von 0,8 ist gemäß § 19 (4) BauNVO das Höchst-

maß der baulichen Nutzung.  
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7.3.2 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Grundstücksflächen innerhalb des Sonstigen Sondergebietes mit der 

Zweckbestimmung 'Photovoltaik' werden durch Baugrenzen bestimmt. Die PV-Module und die 

sonstigen technischen Anlagen wie Wechselrichter, Trafostationen, Übergabestationen, 

Löschwasserkissen, Umspannwerke, Stromspeicher und Batteriespeicher dürfen nur inner-

halb der Baugrenzen errichtet werden. 

 

Begründung: 

 

Es werden großflächige Baufenster (Baugrenzen) festgesetzt, um eine große Flexibilität 

hinsichtlich der Anordnung der PV-Module und der technischen Anlagen sowie hinsichtlich der 

Ausnutzung der Bauflächen im Rahmen der zulässigen Grundflächenzahl zu ermöglichen. 

 

7.3.3 Höhe der baulichen Anlagen 

Unterer Bezugspunkt der Höhenfestsetzungen ist die gewachsene Geländeoberfläche. Es ist 

eine maximale Höhe der Photovoltaikmodule einschließlich der Modultische von 4,00 m 

(MHmax) zulässig. Der Abstand der Photovoltaikmodule zur Geländeoberfläche muss 

mindestens 80 cm (MHmin) betragen. 

 

Es ist eine maximale Höhe für sonstige bauliche Anlagen (GHmax) von 4,50 m zulässig. 

Sonstige bauliche Anlagen in diesem Sinne sind z.B. Übergabestationen und andere für den 

Betrieb der Photovoltaikanlagen notwendige Nebenanlagen.  

 

Auf den Bauflächen (BFL) 01, 02, 04, 05, 06, 08, 09, 11, 12, 13, 15, 16, 17 und 19 darf die 

maximale Höhe für sonstige bauliche Anlagen (GHmax) durch kleinteilige Aufbauten wie 

Kameras, Signaltechnik, Antennen etc. um maximal 1,00 m überschritten werden. 

 

Auf den Bauflächen (BFL) 01, 02, 04, 05, 06, 08, 09, 11, 12, 13, 15, 16, 17 und 19 sind 

freistehende Masten für Kameras, Kommunikationstechnik oder ähnliches bis zu einer Höhe 

von 5,50 m zulässig. 

 

Begründung:  

 

Es wird eine gängige Höhe für die Photovoltaikmodule einschließlich der Modultische fest-

gesetzt. Es wird eine Maximalhöhe von 4,00 m festgesetzt, um die Auswirkungen auf das 

Landschaftsbild sowie auf die Blickbeziehungen der Menschen, die sich im Umfeld des 

Solarparks aufhalten, auf ein akzeptables Maß zu beschränken. Dadurch, dass der Solarpark 

mit umlaufenden Feldhecken und Knicks eingegrünt wird, ist eine landschaftsgerechte 

Einbindung des Solarparks sichergestellt. 

 

Es muss ein Mindestabstand von 80 cm zur Geländeoberfläche eingehalten werden, damit 

unter den Modulen eine Beweidung mit Schafen möglich ist. 

 

Für technisch notwendige Nebenanlagen, Geräte und Vorrichtungen wird eine abweichende 

Maximalhöhe von 4,50 m festgesetzt. Die Nebenanlagen, Geräte und Vorrichtungen haben 

im Solarpark hinsichtlich der Grundfläche und der Größe eine untergeordnete Bedeutung. Sie 

haben daher nur eine geringe Auswirkung auf das Landschaftsbild und die Blickbeziehungen. 

 

 



Gemeinsame Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 6 und zum Vorhaben- und Erschließungsplan 

   

 

 

  20 

7.3.4 Einfriedungen  

Zäune dürfen eine maximale Höhe von 2,50 m (EHmax) über der gewachsenen Gelände-

oberfläche (GOK) nicht überschreiten. Auf den Bauflächen (BFL) 01, 02, 04, 05, 06, 08, 09, 

11, 12, 13, 15, 16, 17 und 19 darf die maximale Höhe der Einfriedungen (EHmax) durch 

kleinteilige Aufbauten wie Kameras, Signaltechnik etc. um maximal 3,00 m überschritten 

werden. 

 

Der Abstand zwischen der Geländeoberfläche und der Zaununterkante muss mindestens      

20 cm betragen. 

 

Begründung: 

 

Solarparks sind technische Anlagen, die einer Einzäunung bedürfen. Die Einzäunung dient 

zum einen dem Schutz der Menschen vor gesundheitlichen Beeinträchtigungen (z.B. Strom-

schlag) und zum anderen dem Schutz der technischen Anlagen vor Diebstahl und Vandalis-

mus.  

 

Durch den vorgeschriebenen Mindestabstand von 20 cm zwischen der Geländeoberfläche 

und der Zaununterkante soll erreicht werden, dass Amphibien, Reptilien und viele Säugetier-

arten (z.B. Hase, Igel) den Solarpark als Teil ihres Reviers, vorwiegend als Nahrungshabitat, 

nutzen können.  

 

7.4 Grünordnung 

7.4.1 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 

und Landschaft 

A) Maßnahmenflächen - Gelenkte Sukzession: M04, M05 und M22 

Die Flächen M04, M05 und M22 sind mit einer autochthonen Saatmischung (Regio-Saat) 

anzusäen und der gelenkten Sukzession zu überlassen. Zur Vermeidung eines dauerhaften 

Gehölzbewuchses ist in einem Rhythmus von ca. 3 Jahren entweder durch eine Stoß-

beweidung oder eine Mahd durchzuführen. Der Pflegerhythmus ist auf die Vegetations-

entwicklung und die Monitoringergebnisse abzustimmen. Die Mahd hat frühestens ab dem 

16.08. des Jahres zu erfolgen. Das Mahdgut ist vollständig abzutransportieren. Eine Düngung 

der Flächen ist nicht zulässig. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig. Das 

Schlegeln der Flächen ist nicht zulässig. 

 

B) Maßnahmenflächen - Anlage eines Wiesensaumes entlang bestehender Knicks, 

Feldhecken, Gewässer und Bäume sowie entlang neu zu pflanzender Feldhecken 

und Knicks: M01, M02, M03, M06, M08, M10, M11, M12, M13, M14, M15, M16, M17, 

M18, M20, M23, M24, M25 und M26 

Die Flächen M01, M02, M03, M06, M08, M09, M10, M11, M12, M13, M14, M15, M16, M17, 

M18, M20, M23, M24, M25 und M26 sind mit einer autochthonen Saatmischung (Regio-Saat) 

für Grünland anzusäen und zu Extensivgrünland zu entwickeln. Die extensive Bewirtschaftung 

erfolgt entweder durch Mahd oder durch eine Beweidung mit Schafen.  

 

Bei Mahd: 
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Die Flächen sind jährlich mindestens einmal oder maximal zweimal zu mähen, wobei die erste 

Mahd frühestens ab dem 16.08. eines jeden Jahres zu erfolgen hat. Das Mahdgut ist 

vollständig abzutransportieren. 

 

Bei Beweidung: 

Der Tierbesatz darf maximal eine Großvieheinheit (GV) pro Hektar betragen. Eine Großvieh-

einheit entspricht zehn Schafen. 

 

Eine Düngung der Flächen ist nicht zulässig. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht 

zulässig. 

 

Auf der Fläche M12 ist eine Querung (Betriebsweg) zulässig. Dieser darf maximal 40 m² in 

Anspruch nehmen. 

 

Auf der Fläche M14 ist eine Querung (Betriebsweg) zulässig. Dieser darf maximal 35 m² in 

Anspruch nehmen.  

 

Auf der Fläche M15 sind Querungen (Betriebsweg) zulässig. Diese dürfen maximal 90 m² in 

Anspruch nehmen. 

 

Wege sind ausschließlich in unbefestigter Bauweise oder in teilversiegelter Bauweise zu 

errichten.  

 

C) Maßnahmenflächen - Entwicklung von Extensivgrünland: M19 und M21 

Die Flächen M19, M21 und M28 sind mit einer autochthonen Saatmischung (Regio-Saat) für 

Grünland anzusäen und zu Extensivgrünland zu entwickeln. Die extensive Bewirtschaftung 

erfolgt entweder durch Mahd oder durch eine Beweidung mit Schafen.  

 

Bei Mahd: 

Die Flächen sind jährlich mindestens einmal oder maximal zweimal zu mähen, wobei die erste 

Mahd frühestens ab dem 16.08. eines jeden Jahres zu erfolgen hat. Das Mahdgut ist 

vollständig abzutransportieren. 

 

Bei Beweidung: 

Der Tierbesatz darf maximal eine Großvieheinheit (GV) pro Hektar betragen. Eine Großvieh-

einheit entspricht zehn Schafen. 

 

Eine Düngung der Flächen ist nicht zulässig. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht 

zulässig. 

 

D) Maßnahmenfläche - Entwicklung einer Obstbaumwiese 

Innerhalb der Fläche M27 sind 24 einheimische, standortgerechte Obstbäume in einem 

Abstand von 7,50 bis 10,00 m zueinander zu pflanzen. Es sind ausschließlich regionaltypische 

robuste Obstsorten der Arten Apfel, Birne, Kirsche, Walnuss und Edelkastanie (siehe Liste der 

geeigneten Sorten im Umweltbericht) in der Pflanzqualität 'Hochstamm', 3xv, 12 bis 14 cm 

Stammumfang'  zu verwenden. Die Fläche ist jährlich mindestens einmal oder maximal 

zweimal zu mähen, wobei die erste Mahd frühestens ab dem 16.08. eines jeden Jahres zu 

erfolgen hat. Das Mahdgut ist vollständig abzutransportieren. 
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Eine Düngung der Fläche ist nicht zulässig. Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht 

zulässig. 

 

E)  Biotopflächen 

Die gesetzlich geschützten Biotope BIO01, BIO02 und BIO03 sind zu erhalten und vor 

Beeinträchtigungen zu schützen.  

 

7.4.2 Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

A) Feldhecken Typ 1 (FH Typ 1) 

Innerhalb der Flächen FzA02, FzA10 und FzA11 sind Feldhecken zu pflanzen und dauerhaft 

zu erhalten. Es sind ausschließlich die folgenden Arten zulässig: Hasel, Schlehdorn, 

Hainbuche, Pfaffenhütchen, Schneeball, Holzbirne, Weißdorn, Wildapfel und Hundsrose. Alle 

40 bis 60 m ist ein Überhälter der nachfolgenden Arten in der Pflanzqualität 'Hochstamm', 3xv, 

10 bis 12 cm Stammumfang' zu pflanzen und zu entwickeln: Stiel-Eiche, Berg-Ahorn und 

Vogelkirsche. Bei Abgang sind sie durch Gehölze der genannten Arten zu ersetzen. Neupflan-

zungen sind für mindestens 5 Jahre vor Verbiss durch Wild zu schützen. 

 

Innerhalb der Fläche FzA02 sind sieben (7) Bäume in einem Abstand von circa 20 m 

zueinander zu pflanzen. Es ist ausschließlich die folgende Art zulässig: Vogelkirsche in der 

Pflanzqualität 'Hochstamm', 3xv, 10 bis 12 cm Stammumfang'. Die festgesetzten Baum-

standorte (siehe Planzeichnung) dürfen um max. 5 m innerhalb der Flächen zum Anpflanzen 

von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen verschoben werden. 

 

B) Feldhecken Typ 2 (FH Typ 2) 

Innerhalb der Flächen FzA01 und FzA09 sind Feldhecken zu pflanzen und dauerhaft zu 

erhalten. Es sind ausschließlich die folgenden Arten zulässig: Hasel, Schlehdorn, Schneeball, 

Holunder, Faulbaum, Roter Hartriegel. Bäume sind nicht zulässig. Bei Abgang sind sie durch 

Gehölze der genannten Arten zu ersetzen. Neupflanzungen sind für mindestens 5 Jahre vor 

Verbiss durch Wild zu schützen. 

 

C)  Feldhecken Typ 3 (FH Typ 3) 

Innerhalb der Flächen FzA06, FzA07, FzA08 und M06 sind Feldhecken zu pflanzen und 

dauerhaft zu erhalten. Es sind ausschließlich die folgenden Arten zulässig: Hasel, Schlehdorn, 

Hainbuche, Pfaffenhütchen, Schneeball, Holzbirne, Weißdorn, Wildapfel und Hundsrose. 

Bäume sind nicht zulässig. Bei Abgang sind sie durch Gehölze der genannten Arten zu 

ersetzen. Neupflanzungen sind für mindestens 5 Jahre vor Verbiss durch Wild zu schützen. 

 

Auf den Flächen FzA06 und FzA07 sind jeweils drei (3) Unterbrechungen der Feldhecke für 

Einfahrten zulässig. Die Unterbrechungen dürfen jeweils eine Breite von max. 11 m aufweisen. 

 

D) Feldgehölze 

Die Flächen FzA03, FzA04, FzA05 und FzA11 sind mit einem lockeren Bestand aus 

Sträuchern und Bäumen anzulegen und zu erhalten. Es sind ausschließlich die folgenden 

Arten zulässig: Hasel, Schlehdorn, Hainbuche, Pfaffenhütchen, Schneeball, Holzbirne, 

Weißdorn, Wildapfel, Hundsrose, Stiel-Eiche, Berg-Ahorn und Vogelkirsche. Eine Aufforstung 

zu Wald ist unzulässig. 
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Auf den Flächen FzA05 und FzA11 sind jeweils eine Querung (Betriebsweg) zulässig. Diese 

darf jeweils maximal 45 m² in Anspruch nehmen. Wege sind ausschließlich in unbefestigter 

Bauweise oder in teilversiegelter Bauweise zu errichten. 

 

E) Knicks 

Innerhalb der Flächen FzA12, FzA13 und FzA14 sind Knickwälle anzulegen, zu bepflanzen 

und dauerhaft zu erhalten. Es sind ausschließlich die folgenden Arten zulässig: Hasel, 

Schlehdorn, Hainbuche, Pfaffenhütchen, Schneeball, Holzbirne, Weißdorn, Wildapfel und 

Hundsrose. Alle 40 bis 60 m ist ein Überhälter der nachfolgenden Arten in der Pflanzqualität 

'Hochstamm', 3xv, 10 bis 12 cm Stammumfang' zu pflanzen und zu entwickeln: Stiel-Eiche, 

Berg-Ahorn und Vogelkirsche. Bei Abgang sind sie durch Gehölze der genannten Arten zu 

ersetzen. Neupflanzungen sind für mindestens 5 Jahre vor Verbiss durch Wild zu schützen. 

 

7.4.3 Bindungen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-

zungen 

A) Erhalt von Bäumen 

Die innerhalb des Geltungsbereichs als 'zu erhalten' festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu 

erhalten. Bei Abgang sind einheimische, standortgerechte Bäume nachzupflanzen. 

 

B) Erhalt von Knicks und Feldhecken 

Der gemäß § 21 Abs. 1 LNatSchG geschützte Knickbestand ist in seiner dargestellten Länge 

vollständig zu erhalten und vor Störungen zu bewahren. Feldhecken sind Knicks rechtlich 

gleichgestellt. Die Knicks sind in einem Rhythmus von 10 bis 15 Jahren auf den Stock zu 

setzen. Dabei ist alle 40 bis 60 m ein vorhandener Baum als Überhälter zu erhalten. Eine 

gärtnerische Pflege der Knicks sowie Beeinträchtigungen des Knickwalles und der 

Knickgehölze sind nicht zulässig. Bei Abgang einzelner Gehölze sind Ersatzpflanzungen 

vorzunehmen. Hierbei sind einheimische, standortgerechte Gehölze zu verwenden. 

 

 

8. Flächenaufstellung 

Fläche Flächengröße 

Sonstiges Sondergebiet 'Photovoltaik' 26,3 ha 

Maßnahmenflächen sowie Flächen für Gehölzanpflanzungen 

inkl. bereits vorhandener Feldhecken und Knicks 

- davon Neuanlage von Feldhecken:      1.322 m 

- davon Neuanlage von Knicks:                 424 m 

7,3 ha 

Sonstige Flächen  

(u.a. Grünflächen sowie vorhandener Wirtschaftsweg 

1,7 ha 

Geltungsbereich  35,3 ha 
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9. Erschließung 

Das Plangebiet kann durch einen befestigten Wirtschaftsweg, der von der Landesstraße L 211 

abführt, erschlossen werden. Zudem befinden sich zwei Feldeinfahrten an der Kreisstraße 

K28.  

 

10. Einspeisung des Stroms 

Der Einspeisepunkt befindet sich derzeit noch in Planung. Es wird angestrebt, eine gemein-

same Einspeisung der Solarparks von B-Plan Nr. 5 und B-Plan Nr. 6 zu finden. 

 

11. Löschwasserversorgung 

Es wird eine Löschwassermenge von 48 m³/Std. für den Zeitraum von zwei Stunden (d.h. 

insgesamt 96 m³) benötigt. Die Löschwasserversorgung wird durch Löschwasserkissen, die 

im Solarpark aufgestellt werden, sichergestellt werden.  

 

12. Altlasten 

Nach Auskunft der unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Plön ist für das Plangebiet 

weder ein altlastverdächtiger Standort noch ein Altstandort noch eine Altablagerung erfasst. 

 

13. Denkmalschutz 

Kulturdenkmale 

Belange der Bau- und Gründenkmalpflege werden von dieser Planung nicht berührt. Eine 

wesentliche Beeinträchtigung der beiden gesetzlich geschützten Kulturdenkmale im 

Gemeindegebiet (Dorfstraße 17 und Seebrook 3A) ist mangels einer Zusammenschau mit den 

geplanten Photovoltaikanlagen nicht erkennbar. Daher wird durch diese Planung kein 

Genehmigungsbedarf im Sinne von § 12 Abs. 1 Nr. 3 DSchG SH ausgelöst. 

 

Archäologische Denkmale 

Die überplante Fläche befindet sich teilweise in einem archäologischen Interessengebiet.  

 

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die 

Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner 

für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grund-

stücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den 

Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer 

oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das 

Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne 

erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung 

erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. Archäologische 

Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen 

und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit. 
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14. Kampfmittel 

Gemäß der Anlage zur Landesverordnung zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 

Sicherheit durch Kampfmittel (Kampfmittelverordnung) vom 29.04.2025 gehört die Gemeinde 

Schlesen nicht zu den Gemeinden, die durch Bombenabwürfe im 2. Weltkrieg in besonderem 

Maße betroffen waren. Aus diesem Grund ist ein Vorkommen von Kampfmitteln im Plangebiet 

unwahrscheinlich. Eine Untersuchung in Bezug auf Kampfmittel ist deshalb nicht erforderlich.  

 

Zufallsfunde von Munition sind nicht gänzlich auszuschließen. Sie sind unverzüglich der 

Polizei zu melden. Aufgrund der Gefahr, die von Munition ausgehen kann, darf sie nicht 

bewegt oder aufgenommen werden. Der Fundort ist bis zum Eintreffen der Polizei zu sichern. 

 

15. Richtfunktrasse 

Innerhalb des Plangebietes verläuft in Nord-Süd-Richtung eine Richtfunkverbindung, die von 

Dataport betrieben wird. Zu beiden Seiten der Richtfunkverbindung muss ein Schutzabstand 

von 30 m freigehalten werden. Es ergibt sich somit ein 60 m breiter Schutzkorridor. Auf 

Nachfrage hat Dataport am 24.04.2024 schriftlich mitgeteilt, dass innerhalb des 60 m breiten 

Schutzkorridors bauliche Anlagen bis zu einer Höhe von 4,50 m über Geländeoberkante 

akzeptiert werden können, da dadurch keine Beeinträchtigungen für den Betrieb der Richt-

funkverbindung zu erwarten sind. 

 

16. Auswirkungen der Planung 

Durch die Planung sind vorwiegend Ackerflächen betroffen. Auf den Flächen, die südlich des 

Wirtschaftsweges liegen, war zeitweise Ackergras eingesät.  

 

Der geplante Solarpark wird teilweise von vorhandenen Knicks und Feldhecken eingefasst. In 

Bereichen, in denen noch keine Eingrünung vorhanden ist, werden Knicks oder Feldhecken 

neu angelegt, um den Solarpark rundum einzugrünen. Die Einsehbarkeit und Wirkung auf das 

Landschaftsbild werden damit reduziert.  

 

Zur südlich gelegenen Wohnbebauung wird ein Abstand von mindestens 100 m eingehalten. 

An der Südseite des geplanten Solarparks wird zum eine Feldhecke (im Westen) und zum 

anderen ein Knick (entlang der 'Fargauer Straße') angelegt werden, so dass sich für die 

Anwohner ein Sichtschutz ergeben wird. 

 

17. Anlagen 

• Standortkonzept für Freiflächen-Photovoltaikanlagen (mit Potentialflächenanalyse) der 

Gemeinde Schlesen, Gut&Land, Stand 01.03.2023 

• Vorhaben- und Erschließungsplan (PV-Park-Layout), E.ON Energie Deutschland 

GmbH, Stand: 08.01.2025 

• Biotoptypenkartierung, Büro für Landschaftsentwicklung, Stand: 13.06.2023  

• Artenschutzprüfung, Büro für Landschaftsentwicklung, Stand: August/2025 

• Blendgutachten, SolPEG, Stand: 01.11.2024 

 

  



Gemeinsame Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 6 und zum Vorhaben- und Erschließungsplan 

   

 

 

  26 

 
 
 
 
Die Begründung wurde am .................................... durch Beschluss der Gemeindevertretung 
gebilligt. 
 
 
Schlesen, den  .......................... 
 
 
 
 
Unterschrift/Siegel 
 
 
 
 
 
.............................................................. 
                    Anja Funk 
               - Bürgermeisterin - 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgestellt: 
 
 


